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Sachverhalt

Der Bf. betreibt eine Homepage mit der Adresse 
»nopass.fr«, deren Ziel es ist, den von Frankreich im 
Zuge der Bekämpfung der Corona-Pandemie per Gesetz 
Nr. 689/2021 eingeführten Impfausweis zu bekämp-
fen und eine »Sammelklage« an den EGMR wegen der 
vom französischen Staat (unter anderem mit Gesetz 
Nr. 1040/2021) gegen COVID-19 ergriffenen Schutzmaß-
nahmen zu richten. Interessierte können ein Formu-
lar herunterladen, in dem sie lediglich ihren Vor- und 
Nachnamen, Geschlecht, Geburtsdatum und -ort und 
ihre Kontaktdaten anzugeben haben, worauf sie eine 
fertig ausgefüllte pdf-Datei erhalten, die sie nur mehr 
ausdrucken und unterzeichnen müssen. 

Auf mehreren Videos liefert der Bf. Erklärungen für 
sein Vorhaben: »[...] Dennoch ist das Urteil Vavřička 
u.a./CZ eine politische Botschaft, hat es doch diver-
sen europäischen Regierungen die Möglichkeit eröff-
net, für eine Impfpflicht zu argumentieren, und hat der 
EGMR die Botschaft übermittelt, ihr könnt ruhig imp-
fen und im Fall der Weigerung Strafen verhängen, das 
wird für euch keine Folgen haben. [...] Warum nun also 
den EGMR anrufen? Unser Ziel ist es nicht, den Prozess 
zu gewinnen, sondern möglichst viele Beschwerden an 

den Gerichtshof heranzubringen. Da dieser verpflichtet 
ist, jede einzelne Beschwerde zu beantworten, braucht 
dies Zeit. Wenn sich Tausende an ihn wenden, braucht 
dies umso mehr Zeit. Jenseits von 40.000 Beschwerden 
kommt es zu einem Stau, zur Überlastung und schließ-
lich zur Überschwemmung. Warum sollten wir auf so 
etwas hinauswollen? Nun, um den EGMR in die Knie 
zu zwingen. Man kann nicht verliere n, wenn das Ziel 
niemals war zu gewinnen, sondern das System zum 
Entgleisen zu bringen. [...] Wenn es gelungen ist, den 
EGMR lahmzulegen, dann sendet das ein klares und 
mächtiges Signal nicht nur an die französische Regie-
rung, sondern an alle europäischen Regierungen aus. 
Dies ist meine Prozessstrategie. [...]«

Rechtsausführungen

(16) Der Bf. rügte eine Verletzung von Art. 3 EMRK (hier: 
Verbot der unmenschlichen oder erniedrigenden Behand-
lung) wegen der Erlassung der Gesetze Nr. 689/2021 und 
1040/2021 durch die französische Regierung, die sei-
ner Ansicht nach im Wesentlichen darauf abzielten, die 
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Zustimmung zur Impfung [gegen das Coronavirus] zu 
erzwingen. Er [...] sieht darin einen schweren Eingriff in 
und ein großes Risiko für die körperliche Integrität, für 
den seiner Meinung nach keine medizinische Notwen-
digkeit besteht – noch dazu, wo die erhältlichen Impf-
stoffe noch im klinischen Versuchsstadium seien. 

(17) Sich auf die Art. 8 und 14 EMRK bzw. auf Art. 1 
12. Prot. EMRK (allgemeines Diskriminierungsverbot) 
stützend, behauptete der Bf. ferner, dass die genannten 
Gesetze [...] einen diskriminierenden Eingriff in sein 
Recht auf Achtung des Privatlebens mit sich brächten, 
der mangels Vorhersehbarkeit gesetzlich nicht vorgese-
hen sei, kein legitimes Ziel [...] verfolge und [...] in einer 
demokratischen Gesellschaft nicht notwendig sei.

I. Vorbemerkungen

(18) Der GH möchte zuerst festhalten, dass der Wider-
stand gegen die oben genannten gesetzlichen Maß-
nahmen Anlass zu öffentlichen Kundgebungen in 
Frankreich gegeben hat. Ungeachtet dessen muss her-
vorgehoben werden, dass die vorliegende Beschwerde 
weder das von Art. 10 EMRK garantierte Recht auf freie 
Meinungsäußerung noch jenes auf Vereinigungsfrei-
heit iSv. Art. 11 EMRK zum Gegenstand hat.

(19) Ferner ist darauf hinzuweisen, dass der Bf. 
Beschwerde auf individueller Basis und in eige-
nem Namen erhoben hat. Im von ihm verwendeten 
Beschwerdeformular bringt er unter der Rubrik »Wei-
tere Anmerkungen [...]« vor, »Beschwerde im Namen 
von 7.934 Bf. (siehe die beigefügte Liste, Ermächtigung 
wurde in jedem einzelnen Fall erteilt)« zu führen.

(20) In der Tat nimmt sich die angeführte Zahl von 
7.934 Beschwerden im Vergleich zu den Beschwerden, 
die der GH seit [der Einbringung der vorliegenden 
Beschwerde] erhalten hat, noch niedrig aus, liegt diese 
doch bei 18.000. Diese Beschwerden vermögen jedoch 
nicht allen von Art. 47 Abs. 1 VerfO [Inhalt einer Indi-
vidualbeschwerde] festgelegten Voraussetzungen zu 
genügen. Der Präsident des EGMR hat entschieden, 
v orläufig von der in Art. 47 Abs. 5 lit.  c VerfO1 vorge-
sehenen Ausnahme Gebrauch zu machen, was die feh-
lende Originalunterschrift des Vertreters der Bf., Herrn 
Zambrano, anbelangt. Was die Nichtbeachtung der 
anderen Anforderungen des Art. 47 Abs. 1 VerfO angeht, 
wurde der Bf., soweit er in all diesen standardisierten 
Beschwerden automatisch zum Vertreter der Bf. bestellt 
worden war, gestützt auf Art. 47 Abs. 1 VerfO2 mit schrift-

1  Danach hat die Beschwerde – wenn der Bf. einen Vertreter 
hat – das Datum und die Originalunterschrift des Bf. im Feld 
des Beschwerdeformulars zur Vollmacht sowie die Original-
unterschrift des Vertreters, mit der dieser seine Bereitschaft 
bestätigt, im Namen des Bf. zu handeln, zu enthalten.

2  Danach kann der Gerichtshof einen Bf. jederzeit ersuchen, 
innerhalb einer bestimmten Frist zweckdienliche Informa-

licher und elektronischer Post vom 17.8.2021 aufgefor-
dert, die Unterlagen zu vervollständigen und, sollte das 
nicht gelingen, rechtzeitig Bescheid zu geben, widri-
genfalls die Gefahr bestünde, dass besagte Beschwer-
den nicht untersucht werden könnten. Die Schreiben 
aus der Gerichtskanzlei sind jedoch unbeantwortet 
gebliebe n.

(21) Die vorliegende Beschwerde kann folglich nicht 
als von Herrn Zambrano, wie er vorgibt, ordnungsge-
mäß (mit Ausnahme von ihm selbst) im Namen der übri-
gen Bf. eingebracht angesehen werden, auch wenn all-
fällige Schlussfolgerungen des GH zur Zulässigkeit von 
dessen Beschwerde auf die tausenden übrigen standar-
disierten Beschwerden [...] Anwendung finden sollte n.

II. Zulässigkeit

1.  Zur Erschöpfung des innerstaatlichen 
Instanzenzugs

(23) Zuerst ist einmal festzuhalten, dass der Bf. die Ver-
waltungsgerichte nicht mit einem gegen die [...] Dekre-
te, mit denen die strittigen Gesetze ausgeführt wur-
den, gerichteten Rechtsmittel angerufen hat. In seiner 
Beschwerde bringt er dazu vor, dass – soweit von ihm die 
vom französischen Verfassungsgericht [mit Entschei-
dung vom 5.8.2021] bestätigte Verfassungsmäßigkeit der 
Gesetze Nr. 689/2021 und 1040/2021 in Frage gestellt wird 
– kein verfügbares und effektives Rechtsmittel existiert 
hätte, welches vorher erschöpft hätte werden müssen.

(25) Die Regel der Erschöpfung des innerstaatlichen 
Instanzenzuges fußt auf der Annahme, [...], dass das 
nationale Recht einen effektiven Rechtsbehelf zur Verfü-
gung stellt, was die behauptete Verletzung [der EMRK] 
angeht. [...] Personen, die Gebrauch von der Kontroll-
befugnis des EGMR hinsichtlich von gegen einen 
Staat gerichteten Beschwerden machen wollen, müs-
sen daher zuvor alle effektiven Rechtsbehelfe ergreifen, 
welche das Rechtssystem dieses Staates zur Verfügung 
stellt.

(27) Folglich ist, was das französische Recht angeht, 
die »Beschwerde wegen Überschreitung von Befug-
nissen« (recours pour excès de pouvoir3), in deren Rah-
men es möglich ist, [...] sich auf eine Verletzung der 
Konvention zu berufen, ein innerstaatlicher Rechts-
weg, den es zu erschöpfen gilt. Der GH erinnert auch 
daran, dass die Kassationsbeschwerde (pourvoi en cas-
sation) zu jenen Prozeduren zählt, von denen gewöhnli-
cherweise Gebrauch zu machen ist, um Art. 35 EMRK zu 
entsprechen. Um also den innerstaatlichen Instanzen-

tionen oder Unterlagen in einer für angemessen erachteten 
Form und Weise beizubringen.

3  Es handelt sich hierbei um ein spezielles Rechtsschutzinstru-
ment im französischen Verwaltungsrecht.
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zug auszuschöpfen, muss im jeweiligen Fall das inner-
staatliche Verfahren grundsätzlich bis zum Kassati-
onshof gebracht und müssen Verletzungen der EMRK 
behauptet werden, die dann nachfolgend Gegenstand 
eines Beschwerdeverfahrens vor dem EGMR sind. Ein 
solches Erfordernis besteht unabhängig vom Erge-
hen einer Entscheidung durch das französische Verfas-
sungsgericht, welches sich zu den Bestimmungen der 
EMRK bekanntlich nicht äußert (siehe Zielinski, Pradal, 
Gonzales u.a./ F, Rn. 59). [...] Im Übrigen steht es einem 
Bf. – wenn er sich mit einer Beschwerde wegen Befug-
nisüberschreitung, gerichtet gegen ein Ausführungs-
dekret eines Gesetzes oder eine gerichtliche Entschei-
dung, mit der die begehrte Annullierung eines solchen 
Dekrets abgelehnt wurde, an den französischen Staats-
rat gewendet hat – frei, per Einrede die Verfassungswid-
rigkeit des fraglichen Gesetzes [...] geltend zu machen. 
Folglich stand dem Bf. gemäß innerstaatlichem Recht 
ein effektiver Rechtsbehelf zur Verfügung, der es ihm 
erlaubt hätte, vor dem Staatsrat vorzubringen, dass das 
Gesetz vom 5.8.2021 mit [...] der Konvention nicht im 
Einklang stehe.

(28) Der GH möchte ferner anmerken, dass – sollten 
Zweifel hinsichtlich der Wirksamkeit eines innerstaat-
lichen Rechtsbehelfs existieren – dies ein Punkt ist, der 
den nationalen Gerichten unterbreitet werden sollte.

(29) Somit ist festzustellen, dass – auch gesetzt die 
Annahme, dass der Bf. für sich Opfereigenschaft bean-
spruchen kann (siehe die untenstehenden Anmer-
kungen) – die vorliegende Beschwerde jedenfalls in 
Anwendung von Art. 35 Abs. 1 und Abs. 4 EMRK wegen 
Nichterschöpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe 
für unzulässig erklärt werden muss.

(30) Mag diese Schlussfolgerung bereits für sich zur 
Unzulässigerklärung der Beschwerde führen, hält es der 
GH dennoch für notwendig, wenn nicht sogar essenti-
ell unter den spezifischen Umständen des vorliegenden 
Falles, der Frage nachzugehen, ob die gegenständliche 
Beschwerde weiteren Zulässigkeitsvoraussetzungen 
zuwiderläuft.

2.  Zum Missbrauch des Beschwerderechts
(32) Der GH ist sich voll der von der COVID-19-Pande-
mie aufgeworfenen Schwierigkeiten und der Tatsache 
bewusst, dass gewisse von den nationalen Behörden 
getroffene Maßnahmen Fragen hinsichtlich der von der 
Konvention gestellten Anforderungen aufwerfen kön-
nen. Hervorzuheben ist in dieser Hinsicht, dass eine 
Reihe von Beschwerden bereits Gegenstand von Zustel-
lungen an mehrere Mitgliedstaaten [Schweiz, Rumä-
nien, Slowakei, Griechenland, Kroatien] war.

(33) Bleibt festzuhalten, dass eine Beschwerde iSv. 
Art. 35 Abs. 3 EMRK für missbräuchlich erklärt werden 
kann. [...] Die direkte Verantwortung der betreffenden 

Person [für einen Missbrauch des Beschwerderechts] 
muss stets mit ausreichender Sicherheit nachgewiesen 
werden, daher reicht ein simpler Verdacht nicht aus, 
um eine Beschwerde für missbräuchlich [...] erklären zu 
können (siehe Miroļubovs u.a./LV, Rn. 63-66).

(34) Zu letzterem Punkt hat der GH präzisiert, dass, 
um von einem »missbräuchlichen Verhalten« des oder 
der Bf. sprechen zu können, dieses nicht nur nachweis-
lich einer Geltendmachung des Individualbeschwerde-
rechts entgegenlaufen, sondern auch die Funktionsfä-
higkeit des GH bzw. den ordnungsgemäßen Ablauf des 
vor ihm anhängigen Verfahrens beeinträchtigen muss.

(35) Im vorliegenden Fall hat der Bf. über seine Inter-
netseite »nopass.fr« die Initiative ergriffen, um gegen 
den in Frankreich eingeführten Gesundheitsausweis 
zu kämpfen, indem er die Homepage-Besucher einlud, 
sich ihm anzuschließen und beim EGMR eine »Sammel-
klage« einzubringen. [...]

(36) Andererseits muss festgehalten werden, dass der 
Bf. in seinen auf seiner Internetseite und auf YouTub e 
veröffentlichten Videos [...] wiederholt und unmiss-
verständlich darauf hingewiesen hat, dass das verfolg-
te Ziel nicht darin bestehe, im Rahmen der normalen 
Ausübung des von der Konvention vorgesehenen Indi-
vidualbeschwerderechts vor dem EGMR zu obsiegen, 
sondern bei diesem vielmehr einen »Dauerstau, eine 
Überlastung und eine Überschwemmung« hervorzu-
rufen, ihn »in seiner Funktionsweise zu lähmen«, ein 
»Kräfteverhältnis aufzubauen«, um mit dem EGMR [...] 
»zu Verhandlungen zu kommen«, »die Eingangstür des 
EGMR mit Gewalt zu öffnen« und »das System zum Ent-
gleisen zu bringen«, von dem der EGMR ein »Glied« sei.

(37) Nun ist aber daran zu erinnern, dass der GH seit 
rund 20 Jahren mit einer Flut an Beschwerden kon-
frontiert ist, die aus unterschiedlichen strukturellen 
oder systemischen Problemen in den Vertragsstaa-
ten resultieren, und dass diese Unzulänglichkeiten auf 
menschenrechtlicher Ebene in den Mitgliedstaaten zu 
Beschwerden in Straßburg geführt haben, die zahlen-
mäßig stetig anwachsen. Ungeachtet dessen hat der 
GH bislang für die langfristige Aufrechterhaltung der 
E ffizienz des von der Konvention geschaffenen Men-
schenrechtsschutzsystems Sorge getragen, indem er das 
Individualbeschwerderecht, das Herzstück dieses Sys-
tems, und folglich den Zugang zum Recht, zu bewahren 
versucht hat. Es versteht sich von selbst, dass ein mas-
siver Zuwachs an Beschwerden, wie es erklärtes Ziel des 
Bf. ist, die Gefahr mit sich brächte, dass der GH seine 
ihm von Art. 19 EMRK hinsichtlich der Behandlung 
anderer (von anderen Bf. eingebrachten) Beschwerden 
[...] übertragene Mission nicht mehr erfüllen kann. Der 
Schutz des Konventionsmechanismus ist übrigens ein 
Anliegen, auf welches auch die Bestimmung des Art. 17 
EMRK (Verbot des Missbrauchs der Rechte) hinweist, »des-
sen Ziel es ist, soweit er sich an eine Gruppe oder eine 
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Person richtet, es diesen unmöglich zu machen, aus der 
Konvention ein Recht abzuleiten, welches ihnen gestat-
tet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung zu 
begehen, die auf die Abschaffung der in der Konvention 
festgelegten Rechte und Freiheiten abzielt.« [...]

(38) Aus den vorgehenden Ausführungen und auf-
grund der vom Bf. unverhohlen verfolgten Ziele ist 
daher zu schließen, dass dessen Vorhaben mit der Gel-
tendmachung des Individualbeschwerderechts offen-
sichtlich unvereinbar ist, soll doch im Sinne der vom 
Bf. verfolgten »Prozessstrategie« dem Konventionsme-
chanismus und der Funktionsweise des GH absicht-
lich Schaden zugefügt werden, was dem Geist der Kon-
vention und den von ihr verfolgten Zielen in der Tat 
zuwiderläuft .

3.  Zur Opfereigenschaft

(42) Damit ein Bf. Opfereigenschaft für sich beanspru-
chen kann, muss er vernünftige und überzeugende 
Nachweise für die Wahrscheinlichkeit des – ihn per-
sönlich treffenden – Eintritts einer [Konventions]verlet-
zung erbringen, simple Verdächtigungen oder Vermu-
tungen reichen in dieser Hinsicht nicht aus.

(43) Vorerst ist festzuhalten, dass sich der Bf. in abs-
tracto über die Inadäquanz und Unangemessenheit der 
vom französischen Staat zur Bekämpfung der Verbrei-
tung des Coronavirus getroffenen Maßnahmen beklagt. 
Tatsächlich hat dieser weder Informationen über seine 
persönliche Situation noch konkrete Erklärungen 
dahingehend geliefert, inwieweit ihn die angeblichen 
Versäumnisse der nationalen Behörden direkt betrof-
fen und aufgrund allfälliger individueller Charakteris-
tiken gerade ihn im Visier hätten.

(44) Der abstrakte Charakter des Vorbringens des Bf. 
geht im Übrigen auch aus den anderen – oben erwähn-
ten – Beschwerden hervor, die über seine Initiative hin 
eingebracht wurden. Diese lassen sich in Wirklichkeit 
auf ein identisches Dokument zurückführen, welches 
automatisch im Rahmen eines der Öffentlichkeit auf 
der Internetseite des Bf. zur Verfügung gestellten For-
mulars ausgefüllt werden kann, wobei jede Person, 
die dem Aufruf des Bf. folgen möchte, nichts ande-
res machen muss, als ihren Vor- und Nachnamen, 
Geschlecht, Geburtsort und -datum sowie ihre Kon-
taktdaten zu hinterlassen. Weiters legen die vom Bf. 
bereitgestellten Informationen unter der Rubrik »Fra-
gen/Antworten« präzisierend dar, dass es nicht notwen-
dig sei, persönliche Gründe anzuführen, vielmehr wird 
sogar abgeraten, Details bekannzugeben, »um die Kor-
respondenz mit dem EGMR nicht noch schwieriger zu 
ge stalten«.

(45) Was nun speziell den Beschwerdepunkt unter 
Art.  3  EMRK angeht, ist entgegen dem Vorbringen 
des Bf. zu vermerken, dass die angefochtenen Gesetze 

keines wegs eine allgemeine Verpflichtung vorsehen, 
sich impfen lassen zu müssen. In dieser Hinsicht muss 
unterstrichen werden, dass der Bf. nicht vorzuwei-
sen vermag, in eine der spezifischen Berufsgruppen zu 
fallen, deren Mitglieder einer Impfpflicht in Anwen-
dung des Gesetzes Nr. 1040/2021 vom 5.8.2021 unterwor-
fen sind [...]. Das Gesetz Nr. 689/2021 wiederum macht 
gewisse Bewegungen im Freien und den Zugang zu 
bestimmten Orten für eine eingeschränkte Zahl von 
aufgelisteten Aktivitäten »von der Vorlage (1) des Ergeb-
nisses eines Tests für [das Aufspüren von] Viruserkran-
kungen, woraus hervorgeht, dass eine Ansteckung mit 
COVID-19 nicht vorliegt; (2) eines [amtlichen] Nach-
weises über den Impfstatus betreffend COVID-19 und (3) 
eines [medizinischen] Zertifikats über die Wiedergene-
sung nach einer Ansteckung mit COVID-19« abhängig. 
Das genannte Gesetz enthält keinerlei Bezugnahme auf 
die Impfung – im Gegensatz zum Gesetz Nr. 1040/2021 
vom 5.8.2021, welches eine solche ausdrücklich betref-
fend Arbeitnehmer anstrebt, die einer Tätigkeit in der 
Impfpflicht unterliegenden Einrichtungen ausüben 
oder deren spezifischer Beruf laut diesem Gesetz eine 
solche Pflicht nach sich zieht. Dennoch ist festzuhalten, 
dass letzteres Gesetz Personen, die gewisse Unterneh-
mungen betreiben oder gewisse Orte, Einrichtungen, 
Dienstleistungen oder Veranstaltungen zwecks Aus-
übung von im Gesetz näher aufgelisteten Aktivitäten 
besuchen wollen, eine Impfpflicht nicht länger auf-
erlegt. Besagtes Gesetz sieht im Gegenteil explizit die 
Möglichkeit der Vorlage eines Dokuments ihrer/seiner 
Wahl aus [den oben genannten] drei Optionen vor: [...] 
[Vorliegen eines negativen Testergebnisses, Impfaus-
weis, Wiedergenesungszertifikat]. Der GH möchte 
schließlich anmerken, dass das Gesetz Nr. 1040/2021 
vom 5.8.2021 auch die Möglichkeit  vorsieht, sich ein 
Dokument ausstellen zu lassen, mit dem das Vorlie-
gen einer – einer Impfung entgegenstehenden – medizi-
nischen Kontraindikation bescheinigt wird.

(46) Somit vermochte der Bf. – als jemand, der sich 
nicht impfen lassen will – nach Ansicht des GH nicht 
die Existenz eines gegenüber seiner Person ausgeübten 
Zwanges zu bescheinigen, der in den Anwendungsbe-
reich von Art. 3 EMRK fallen würde.

(47) Was die Opfereigenschaft des Bf. nach Art.  8 
EMRK betrifft, beruft sich dieser unter anderem auf das 
Urteil S. A. S./F. In dem genannten Fall, in dem es um 
das Verbot des Tragens eines das gesamte Gesicht ver-
hüllenden Schleiers ging, bestand kein Zweifel, dass 
das angefochtene Gesetz unmittelbar auf die Art und 
Weise des »Lebens« einer Religion durch gewisse Mus-
lime zurückstrahlte und dass man darin ohne weiteres 
eine »Praktik« iSv. Art. 9 EMRK sehen konnte. Die Bf. 
fand sich in der genannten Angelegenheit – wie gewisse 
andere Muslima – in einem Dilemma wieder: entwe-
der entschied sie sich, dem Verbot [...] zu entsprechen 
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und Abstand zu nehmen von einer Kleidung, welche 
sie entsprechend den Anforderungen ihres Glaubens 
zu bestimmten Zeiten und Anlässen tragen sollte oder 
sie beugte sich diesem Verbot und riskierte eine verwal-
tungsstrafrechtliche Sanktion. Der GH hat dieses Dilem-
ma übrigens – mutatis mutandis – mit jenem in den Fäl-
len Dudgeon/GB und Norris/IRL verglichen, in denen er 
homosexuellen Personen aufgrund der Existenz gesetz-
lich vorgesehener strafrechtlicher Sanktionen für ein-
vernehmlich sexuelle Handlungen unter Personen 
desselben Geschlechts die Opfereigenschaft aus dem 
Grund zuerkannte, dass sie die Wahl hatten, entweder 
vom verbotenen Verhalten Abstand zu nehmen oder 
sich der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung auszuset-
zen, mochten die fraglichen Gesetze zuvor auch nie-
mals zur Anwendung gekommen sein. Wie bereits oben 
ausgeführt, hat nun aber der Bf. weder Informationen 
über seine persönliche Situation noch Details zur Erklä-
rung geliefert, inwieweit die strittigen Gesetze sein per-
sönliches Recht auf Achtung seines Privatlebens direkt 
zu beeinträchtigen vermochten. Dazu kommt, dass der 
Art und Weise nach, wie die besagten Gesetze auf nicht 
geimpfte Personen Anwendung finden, davon auch 
geimpfte Leute betroffen sind. [...] Jedenfalls bleibt fest-
zuhalten, dass dieser Beschwerdepunkt aus den oben 
angeführten Gründen unzulässig ist. Der GH hält es 
unter den Umständen des vorliegenden Falles nicht für 
notwendig, endgültig über die Frage zu entscheiden, ob 
der Bf. für sich Opfereigenschaft beanspruchen kann.

(48) Was den vom Bf. zur Sprache gebrachten Art. 1 
des 12. Prot. EMRK betrifft, genügt die Feststellung, 
dass Frankreich dieses Protokoll nicht ratifiziert hat, 
sodass dieser Teil der Beschwerde für mit der Konven-
tion unvereinbar ratione personae erklärt werden muss.

(129) [...] Aus vorstehenden Gründen ist die vom Bf. 
eingebrachte Beschwerde [...] für unzulässig zu erklären 
(einstimmig).


